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Rechtsgutachterliehe. Stellungnahme

i,S.
Rhenus-Flechtheimspeicher.

zu den
planungsrechtlichen Auswirkungen

der Entwicklungsalternativen

im Auftrag
der Stadtwerke Münster GmbH

A.· Aufga~enstellung

In jüngerer Zeit treten p6tentielie Investoren an die Stadtwerke Münster GmbH mit dem Wunsch

heran, im Rhenus"Flechtheimspeicher eine. Hotelnutzung zu entwickeln. Be; dieSer Variante

würde das Stlldtwerkegrundstück'verkauft. Alternativ .~ommt .eine komb.inierte Nutzung'aus Bü"

ro, Archiv und Theater in Betracht. j3ei dieser Nutzung Würde der Rhenus-Flechtheimspeicher

1m Eigentum der Stadtwerke verbleiben. Die Stadtwerke bitten darum, die Vor_ und Nachteile

.der jeweiligen Nutzungen ,aus planerischer ;Sicht zu begutachten und kursorisch darzustellen.

Dies erfolgt anhand folgender Kriterien: Erforderlichkeit der Schaffung von l'lanungsrecht (1.),

Standortsicherheittiir den Krllftwerksbetrieb (lI:) sowie verbleibend~s Entwicklungspotential ftir .

, das weitere Hafengebiet (lII.)., .
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I. Erforderlichkeit der Schaffung von Planuugsrecht

. 1. Büro, Archiv und Theater

Für die kombinierte Nutzung aus Büro, Archiv undTheater ist ein Bebauungsplanverfahren nicht

erforderlich. Der geltende Bebauungsplan Nr. 401 "Stadthafen I / Albersloher Weg" der Stadt·

.Münster setzt das Vorhabengrundstück mit dem RhenuS-Flechtheimspeicher als Industriegebiet

(GI) fest Im Industriegebiet sind grundsätzlich Gewerbebetriebe aller: Art zl1lässig, eine einzige

Büronutzung würde auch die Zweckbestimmi.mgdes Industriegebietes nicht in Frage stellen;

.. AQlagen für kulturelle Zwecke sind ausnahmsweise zulässig. Diese Nutzungenkönnten daher

grundsätzlich kurzfristig ohne Bauleitplanverfahren realisiert werden.

Näherer Überprüfill~g bedarf allerdings noch die Frage, ob sich Einschränkungen der Genehmi­

gungsfahigkeit einer Theaterl1utzung aus der Nachbarschaft zu dem Störfallbetrieb Lehnkering

ergeben. Dieser verfiigt über ein noch bis längsteris 2016 bestehendes Erbbaurecht an einem

Grundstück im Hafengebiet.

2. Hoteluutzung

Die Realisierung der Hotelnutzung setzt ein Bebauungsplanverfahren voraus. Auf Grundlage der

aktuellen Rechtsprechung (vgl. V~:JH Baden-Württemberg, Urteil vom 30.07.2009 ~ 5 S 973/09)

ist der Beherbergungsbetrieb im Industriegebiet nichtzulässig. 'Es müsste daher zunächst ein

Bebauungsplanverfa~ren durchgefiihrt werden, wobei als zulässige Art der baulichen Nutzung
. . , '.' . \

die Festsetzung eines Gewerbegebietes (GE) in Betracht käme. Die in;J Rahmen eines Solchen

Bauleitplanverfahrens zu lösenden städtebaulichen Konflikte sind komplex (s.u.: 11, 2.); aUch in

einem solchen Bauleitplanverfahrenwäre nach § 50 S. 2 BImSchG das Nebeneinander von be­

absichtigter lIotelnutzung und dem bestehenden Störfallbetrieb Lehnkering zu berücksichtigen,

woraus sich bis zur Auslagerung des Störfallbetrielies voraussichtlich Planungshindernisse fiir

eine Hotelnutzung ergeben werden.
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11. Standortsicherheit für den J{raftwerksbetrieb

Aus Sicht der Stadtwerke hat bei der Bewertung der Vorhabenalternativen oberste Priorität, dass

das unmittelbar. neben dem Rhenus-Flechtheimspeicher gelegene Kraftwerk weder derzeit noch

in seiner künftigen Eritwicklungeingeschränkt wird. Im Vorder!\rund steht dabei die Venräg- .

lichkpit der Nutzung im Hinblick auf den vom Kraftwerk ausgehenden Gewerbelärm.

Die durch den derzeitigen Kraftwerksbetrieb amRhenus-Flechtheimsp~icherverursachten Lärm-. " . .

immissionen werden derzeit messtechnisch erfasst. Absehbar ist, dass die. Schallleistungspegel

an der Südfassade des Flechtheimspeichers nachts deutlich über 50 dB(A) liegen werden.

1. Büro, Archiv und Theater

Die kombinierte Nutzung als Büro, Archiv und Theater ist insoweit von vornherein unproblema­

tisch: DieseNutzungen dürfen im derzeitigen Industriegebiet tags und nachts Außenschallpegeln .

von bis zU 70 dB(A) ausgesetzt werden. Vor Nutzungsänderungen wären die StadtWerke durch

die Beibehaltung des Eigentums .am Speicher umfassend geschützt.

\. / . 2. Hotell\utzung

Im Falle der Hotelnutzung würdederRhenus·Flechtheimspeicher an den Investor veräußert, so

. dass d~r Kraftwer.ksbetrieb in erster Linie auf den Schutz durch planungsrechtIiche Festsetzun- .

. gen angewiesen wäre.

DerHotelbetrieb düi"fte im .Falle der Überplanung als. GE Außenschallpegeln von tags 65 dB(A)

. und nachts 50 dB(A) ausgesetzt werden. (Andere Planungsaltemativen wie die Aufstellung eines

vorhabenbezogenen Bebauurigsplanes haben noch anspruchsvollere Immissionsrichtwerte zur
., ., -. . . .

FoJge). D~r Innenschallpegel sollte vernünftigerweise 25 dB(A) nicht überschreiten.
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In seiner Entwicklungsfähigkeit·wäre das Kraftwerk allein damit allerdings noch nicht abgesi­

chert. Eine derzeit bei den Stadtwerken in Bearbeitung befmdliche Konzeptstudie untersucht die

Wirtschaftlichkeit einer dritten, vierten und ftinften Gasturbine und - alternativ - die Errichtung

eines Blockheizkraftwerks (BHKW). Die sich hieraus zusä1i:lich ergebenden Schallimmissionen

am Rhenus-Flechthelmspeicher werden derzeit gutachterlich abgeschätzt. Nach erster Einschät- .

zung können Geräus~himmissionen am Speicher von bis zu 60 dB(A) nicht ausgeschlossen wer­

den. Im Falle der Errichtung eines BHKW kommen außerdem tieffrequente Schallemissionen in

Betracht, was noch weitergehende Schallschutzanford~rungen notwendig mache):! würde.. '

Zudem besteht das Risiko, dass zukünftig andere Geräuschemittenten auS 'demUmfeld zusätzli­

, ch,eLärmimmissionen am Speicher verursachen, so dass hierdurch die ftir Krafl;werkserweite-
. ," .." '\' ","

'rungen notwendigen "Immissionsko)1tingente" aufgebraucht werden könnten. Hiergegen sind die

Stadtwerke erst dann ansatzweise gesichert, wenn die Geräuschimrnissionen des Kraftwerks an

den.Immissionsorten des Speichers 6 dB(A) unter den Immissionsrichtwerten ,bleiben (lrrele-

, vanzregehmg ,gern. Ziff. 3..2.1 Abs. 2 S. 2 TALärm). Im Regel:fall ist 'der Lärmbeitrag des
. . '. .

Kraftwerks unter diesen Voraussetzungen nämlich als nicht relevant anzusehen, so dass Be-

triebserweiterungen grundsätilich unabhängig von der Vorbelastung zu genehmigen wären. Im

Einzelfall kann die zuständige Genehmigl,lngsbehörde hiervon aber durchaus verschärfend ab­

weichen.

Somit setzt die Zulassung der Hotelnutzung mindestens voraus, dass durch aktiven Schallschutz
. I' •

(durch Maßnahmen am Kraftwerk) oder durch passiven Schallschutz (durch Maßnahmen am

Hotel) die Einhaltting des Irrelevanzkriteriufus nachgewiesen werden kann, der Schallleistungs-
. . . " '.

pegel am Hotel somit unter Berücksichtigung möglicher Erweiterungen des' Kraftwerks nachts '

.max. 44 dB(A) beträgt. Selbst darin verbleibt letztlich jedoch noch das Risiko, dass die Bezirks­

regierung als zuständige· Immissionsschutzbehörde aufgrund von BinzelfalieiWägungc;!1 von dem

Kraftwerksbetrieb die Einhaltung noch anspruchsvollerer Lärmwerte gegenüber dem Hotel ver­

langt. Dies hätte wiederumBeschränkungen der Entwicklungsmöglichkeiten zur Folge.

(
\
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a) Aktiver Schallschutz am Kraftwerk

Die Kosten fiir aktiven Schallsc~utz am Kraftwerk, d!lr sicherstellt, dass dauerhaft ein irrelevan-
. .

ter .Immissionsbeitrag gegenüber einer Hotelnutzung gewährleistet Werden kann, belaufen sich.' . .
. nach Einschätzung der Stadtwerke fiir insgesamt ftinfGasturb.inen aufca. 6,9 Mio.€. '. . '

b) Passiver Schallschutz am Hotel

Wegen der sehr erheblichen Kosten fiirden aktiven Schallschutz gibt es Überlegungen eines
" .'-

möglichen Hotelinvestors, die Einhaltung der Immissionsrichtwerte Über passive Schallschutz·

maßnahmen ~m Hotel sicherzustellen. § 9 Abs. I Nr. 24 BauGIpässt es zu, dass im Bebauungs­

plan neben baulichen oder tech,nischen Vorkehrungen an den emittierenden Anlagen zUm aktiven
. .

Liirmschutz auch Vorkehrungen an den von Immissionen betröffenen Anlagen zum passiven

Lärmschutz angeordnet werden köm,len. Vorliegend käme insbesondere die Festsetzung ge- .. . - . . .

schlossener Fenster und der Einbau schallgeschützier Lüftungseinrichtungen in Betracht. Damit

ließe sich gn,mdsätzlich erreichen, dass ein Fenster keinen Immissionsort darstellt, an dem Au­

ßenschallpegel einzuhalten wären. Weiterhineinzuhalten wären jedoch die ·zulässigen Innen-.., . - .-. ,

schallpegel nach Ziff. 6.2 der TA Lärm von 25dB(A), was voraussichtlich den Einbau von

Fenstern einer hohen Schallschutzklasse ·erforderlich ·macht. Fermir müsste an den verblelbe~den. . ... . .

zu öffuenden Fenstern der Gastzimmer sichergestellt sein, dass jedenfalls das IrreleVanzkriterium

von 6 dB(A) unter,dem Immissionsrichtwerteingehalten wird.

Ein potentieller Investor fiir das Hotel hat durch das Lärmsachverständigenbüro Kötter bereits

die Machbarkeit der erforderlichen passiven Schallschutztnaßnahmen am Hotel prüfen lassen.

Danach sei sowohl die Einhaltung eines (irrelevanten) Außenschallpegels von nachts 44 d~(A)

als auch die Wahrung eines Innenschallpegels VOn 25 dB(A) bautechnisch grundsätzlich mach­

bar. Allerdings beruhen die in der Stellungnahme angesetzten Immissionswerte am Speicher auf

Schätzungen. Bereits jetzt ist nach sachverständiger Einschätzung des durch die Stadtwerke be- .

auftragten Gutachterbüros Uppenkamp & Partner absehbar,dass dabei sowohl die aktuelle

Lärmvorbelastung am Speicher als auch die durch zukÜnftige Erweiterungen des Kraftwerks
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hinzuvetenden SchaIlimmissionen' unterschätzt wurden. Beide Parameter lassen die Stadtwerke

derzeit durch das' Gutachterbüro klären, das Schallimmissionsmessungen am Speicher durch­

führt.

Derzeit ist somit offen, welchen Anforderungen an den passiven Schallschutz das Hotel im Ein­

zelnen genügen müsste. Sollte sich letztlich zeigen, dass die Einhaltling des Irrelevanzkriteriums

möglich ist, verbleibt immer noch das Risiko, dass die Bezirksregierung bei zukünfiigen Erwei­

terungen des Kraftwerks aufgrund von Einzelfallerwägungen ,strengere Anforderungen an den

Schallschutz gegenüber dem Hot~1 stellt. EntwickhingsbeschränkUngen rur das Kraftwerk lassen
. 'I.'"'.

sich d<!her selbst bei Wahrung des Irrelevanzkriteriums gegenüber einer Hotelnutzungnicht si-
, ' ,

cher ausschließen.

,I1I. Verbleibendes Entwicklungspotential für die übrige Hafenflächen
" ,

Ferner ~nterscheiden sich,die' beiden Nutzungsvatiantenhinsichtlichder Spielräume, die sie fur

die weitere planerische Entwicklung des übrigen Hafengebietes 'lassen.

1. Büro, Archiv und Theater

'Durchdie kombinierte NutzUng aus Archiv, Büro und Theater werden keine zusätzlichen Immis­

sionsorte geschaffen, die relevant wären rur die in erster Linie nachts kritische Lärrnsituation im

Hafengebiet. Umgekehrt sind von diesen Nutzung auch keine erheblichen zusätzlichen

Lätmemissionen, zu erWarten. Die weitere planerische Entwickl~ng des Hafengebietes wird

durch diese Nutzungen somit nicht eingeengt.

2. Hotelnutzuilg

Das Hotel würde dagegen im westlichen Mittelhafen die erste nachts störanfliIlige Nutzung dar­

stellen. Sie könnte damit nicht nur Auswirkungen auf die zulässiger Weise vom Kraftwerk aus-

\
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. gehenden Lärmimmissionen habe!!. Auch von den übrigen Grundstücken imHafengebiet düfften

keine Schalieniissionen ausgehen, die zu einer Überschreitung der I111missionsrichtwerteam Ho­

tel ruhren könnten. Dies ist vor allem deshalb problematisch, weil angedacht ist, den östlichen

Teil des Mittelhafens zukünftigills Gewerbegebiet festzusetzen. Eine solche Festsetzung 'ist .nur

,zulässig, wenn feststeht, dass hier auch tatsächlich das Wohnen nicht wesentlich störende Ge­

'werbebetrieb.e realisiert werden können. Insgesamt verengen sich ,somit durch die Ansiedlung

eines Hotels di~ planerisch~n Spielräume fiir die weitere' Hafenentwicklung, jedenfalls im Be­

reich des Mittelhafens.

IV. Resümee

. .

I. Die ko~binierte Nutzung Büro/Archiv/Theater könnte kurzfristig unter dem geltenden

Bebauungspll;ln verwirklicht werden, während die Hotelnutzung die Änderung des gel­

tenden Bebauungsplanes voraussetzt.

u)

2. Die stimdortsicherheit rur den Kraftw~rksbetrieb wird durCh die kombinierte Nutzung

Büro/Archiv/Theater nicht beeinträchtigt. Durch die Beibehaltung des Eigentums am

Speicher können sich die Stadtwerke umfassend vor N\ltzun~sänderungen schützen, die

zu zusätzÜchen Beschränkungen fiir das Kraftwerkfiiliren könnten.

I '. '.

Im Falle einer Hotelnutzung kann in gewissem Maße planerische Vorsorge durch die. . - -

Festsetzung aktiven Schallschutzes am Kraftwerk oder pas,siven Schallschutzesam Hotel

getroffen werden.. In keinem Fall kann damit allerdings das Maß an Rechtssicherheit rur

den Kraftwerksbetrieb emiicht werden, das. der Verzicht auf nachtsschutzwürdige Nut­

,zungen im Rhenus-Flechtheimspeicher unt~r Beibehaltung der EigentümersteIlung der

Stadtwerke bietet:

Zunächst ist derzeit offen, unter welchen Voraussetzungen am Hotel überhauptImmissi­

onswerte erreicht werden können, die im Regelfall eine weitere betriebliche'Entwicklung
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des Kraftwerks unabhän,gig von zusätzliche~anQeren gewerblichen LärmqueIlen im Ha­

fengebiet' ermöglichen .(Irrele~anzkriterium von 6 dB(A) unter Immissionsrichtwertl:

Selbst wenn die Einhaltung des Irrelevllllzkriteriums gelingt, ist nicht ausgeschlossen,

dass die Bezirksregierung als zuständige Immissionsschutzbehörde ai1f Grund von Ein~

zelfallerWägungen letztlich, noch strengere Anfordentngen an den. Kraftwerksbetrieb

steIlt. Weitere Unsicherheiten ergeben sich daraus, dass es praktisch nicht möglich ist,

sämtliche denkbaren. EIltwicklungsszenarien . rur den' Kraftwerksbetrieb und deren

Lärmauswirkungen zu prognostizieren.

SoIl die Sicherung des Krafrwerksbetriebes oberste Priorität haben, ist somit dringend

davon abzuraten, eine nachts schu~bedürftige Nutzung wie das Hotel nur wenige zehn

Meter entfernt vom Kraftwerk aufZunehmen.. ,

3; pas verbleibende Entwicklungspotentialftir das übrige Hafengebiet wird durch die kom­

binierte Nutzung aus Archiv, Büro und Theater nicht eingeschräl1kt. Das Hotel Wii~de dac '

gegen im westlichen MitteJhafen'die erste nachts stÖranffillige Nutzung darsteIlen. Durch

seine Ansiedlung Vl'ürdensich damit die planerischen Spielräume rur die weitere Hafen­

entwicklungverengen, insbesondere rur gewerbliche Entwicklungen am Mittelhafen.

MS 31/01/2012

Dr. Unland
Rechtsanwalt

( \
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